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Allgemeinverfügung 

des Kreises Plön 

über Maßnahmen zur Bekämpfung der Ausbreitung des neuartigen Coronavi-
rus SARS-CoV-2 auf dem Gebiet des Kreises Plön 

 

 
 
 

Gemäß §§ 28a Abs. 1, 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) in Ver-

bindung mit § 106 Abs. 2 Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-

Holstein (Landesverwaltungsgesetz – LVwG) wird folgende Allgemeinverfügung er-

lassen: 

 

Im öffentlichen Raum sind der Ausschank und der Verzehr von alkoholhaltigen Ge-

tränken untersagt. 

 

 

Begründung: 

Rechtsgrundlage für die getroffene Maßnahme ist § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 i.V.m.     

§ 28a Abs. 1 Ziff. 9 lfSG. Nach § 28 Abs. 1 Satz 1 trifft die zuständige Behörde in 

dem Fall, dass Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-

scheider festgestellt werden oder es sich ergibt, dass ein Verstorbener krank, krank-

heitsverdächtig oder Ausscheider war, die notwendigen Schutzmaßnahmen, insbe-

sondere die in § 28a Abs. 1 und in den §§ 29 bis 31 genannten, soweit und solange 

es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Ins-

besondere kann sie Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht 

oder nur unter bestimmten Bedingungen zu verlassen oder von ihr bestimmte Orte 

oder öffentliche Orte nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen zu betreten. 

Nach § 28 Abs. 1 Satz 2 kann die zuständige Behörde Veranstaltungen oder sonsti-

ge Ansammlungen von Menschen beschränken oder verbieten und Badeanstalten 

oder in § 33 genannte Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile davon schließen. 



Notwendige Schutzmaßnahme im Sinne des § 28 Abs. 1 S. 1 und 2 IfSG ist nach § 

28a Abs. 1 Ziff. 9 ein umfassendes oder auf bestimmte Zeiten beschränktes Verbot 

der Alkoholabgabe oder des Alkoholkonsums auf bestimmten öffentlichen Plätzen 

oder in bestimmten öffentlich zugänglichen Einrichtungen, sofern dies der Verhinde-

rung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) dient und maximal 

für die Dauer der Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite 

nach § 5 Abs. 1 S. 1 IfSG durch den Deutschen Bundestag gilt. 

Vor dem Hintergrund der steigenden Fallzahlen von Infektionen mit dem SARS-CoV-

2-Virus im gesamten Bundesgebiet, im Land Schleswig-Holstein als auch im Kreis 

Plön müssen wirksame Maßnahmen zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und 

zur Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. Effektive Maßnahmen sind 

dazu dringend notwendig, um im Interesse des Gesundheitsschutzes die dauerhafte 

Aufrechterhaltung der wesentlichen Funktionen des Gesundheitssystems sowie der 

öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet des Kreises Plön sicherzustellen. Die 

großflächige Unterbrechung, Eindämmung bzw. Verzögerung der Ausbreitung des 

neuen Erregers stellt das einzig wirksame Vorgehen dar, um diese Ziele zu errei-

chen. 

Das Verbot des Konsums und des Ausschanks von Alkohol in der Öffentlichkeit dient 

dazu, alkoholbedingte Verstöße gegen Infektionsschutzmaßnahmen zu unterbinden. 

Trotz des Verbotes von Weihnachtsmärkten gibt es Verkaufsstände, die alkoholhalti-

ge Getränke zum Verzehr anbieten. Um nicht dem Gaststättenverbot in § 7 der Lan-

desverordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 (SARS-CoV-2-

BekämpfVO) zu unterliegen, werden die Getränke „to go“ angeboten, also zum Ver-

zehr außer Haus. Dies führt dazu, dass sich in der Nähe der Verkaufsstände Men-

schen treffen, um dort gemeinsam in der Vorweihnachtszeit alkoholhaltige warme 

Getränke zu konsumieren. Der Alkoholkonsum kann zu einer Herabsetzung der 

Hemmschwelle führen, was dazu führt, dass die gebotenen Vorsichtsmaßnahmen 

wie die Einhaltung des Mindestabstandes oder das Tragen einer Mund-Nasen-

Bedeckung nicht mehr eingehalten werden. Außerdem dient das Verbot der Kon-

taktminimierung. Sowohl der Verkauf von Alkohol als auch der Konsum von Alkohol 

in der Öffentlichkeit führen zu einer größeren Zahl von Begegnungen von Menschen. 

Dies widerspricht der derzeitigen Pandemiepolitik, das öffentliche Leben dort herun-

ter zu fahren, wo menschliche Zusammenkünfte entbehrlich sind.   

Daher werden mit dieser Allgemeinverfügung der Ausschank und der Verzehr von 

alkoholhaltigen Getränken im öffentlichen Raum untersagt. 

Dieses stellt zwar eine Einschränkung bzw. einen Eingriff in die Rechte der betroffe-

nen Bürgerinnen und Bürger dar, weniger belastende - gleich geeignete - Mittel sind 



jedoch nicht ersichtlich, um die zuvor beschriebenen Folgen von Alkoholkonsum zu 

unterbinden. Die Pandemie konnte nach wie vor nicht in dem Umfang zum Stillstand 

gebracht werden, der weitere Beschränkungen entbehrlich gemacht hätte. Ganz im 

Gegenteil ist in den letzten Tagen wieder ein Anstieg der Fallzahlen zu verzeichnen, 

die bisherigen Maßnahmen sind damit nicht ausreichend, um das Infektionsgesche-

hen beherrschbar zu machen. Es bedarf deshalb weiterer kontaktreduzierender 

Maßnahmen zur Eindämmung der Infektion, die mit diesem Verbot in der beschrie-

benen Weise erreicht werden sollen.  

Damit dient die Untersagung des Ausschanks und des Verzehrs alkoholhaltiger Ge-

tränke im öffentlichen Raum der Verhinderung der Ausbreitung von COVID-19. 

Die für die Dauer dieser Maßnahme ebenfalls geforderte Feststellung einer epidemi-

schen Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Abs. 1 S. 1 IfSG durch den Deutschen 

Bundestag erfolgte am 25.03.2020 (unbefristet und mit Wirkung zum 28.03.2020). 

Am 18.11.2020 stellte der Deutsche Bundestag fest, dass die epidemische Lage von 

nationaler Tragweite fortbesteht, ebenfalls unbefristet. 

Die verfügte Versagung des Ausschanks und des Verzehrs von alkoholhaltigen Ge-

tränken im öffentlichen Raum wird darüber hinaus befristet, und zwar zunächst bis 

zum 31.12.2020. 

Die in dieser Allgemeinverfügung angeordneten Maßnahmen stellen sich somit als 

verhältnismäßig dar. 

 

Diese Allgemeinverfügung gilt ab Samstag, den 12.12.2020 bis einschließlich 

Donnerstag, den 31.12.2020. 

Die Allgemeinverfügung findet ihre Grundlage in § 28 Abs. 1 S. 1 und 2 IfSG. Zuwi-

derhandlungen sind daher bußgeldbewehrt nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG. 

Die Anordnung ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein 

Widerspruch hat keine aufschiebende Wirkung. 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch wäre beim Kreis Plön, Die Landrä-
tin, Amt für Gesundheit, Hamburger Str. 17/18, 24306 Plön einzulegen. 



Es besteht die Möglichkeit, die Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gemäß § 80 Absatz 5 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) zu beantragen. 
Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle beim Schleswig-Holsteinischen Verwaltungsgericht, Brockdorff-Rantzau-Straße 
13, 24837 Schleswig zu stellen. 

 

Plön, den 11.12.2020 

Gez. Ladwig 

Stephanie Ladwig 

      -Landrätin- 

 


